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HOMBURGER-Interview für die "Rhein Neckar Zeitung

HOMBURGER-Interview für die "Rhein Neckar Zeitung" <br /><br />Berlin. Die stellvertretende FDP-Bundesvorsitzende BIRGIT HOMBURGER gab der
"Rhein Neckar Zeitung" (heutige Ausgabe) das folgende Interview. Die Fragen stellte Sebastian Riemer: <br />Frage: Zuerst diskutiert die FDP
monatelang über ihren Vorsitzenden, dann wird Spitzenkandidat Rainer Brüderle zum Mittelpunkt einer Sexismusdebatte. Und als die Partei gerade
etwas zur Ruhe kommt, stößt Hessens Integrationsminister Jörg-Uwe Hahn ohne Not eine Rassismus-Debatte um Philipp Rösler an. Was ist los mit der
FDP? <br />HOMBURGER: Das ist vorbei. Die FDP hat sich neu aufgestellt. Wir sind wild entschlossen, in diesem Jahr klarzumachen, dass Deutschland
die FDP dringend braucht. Alle anderen Parteien reden zunächst einmal über mehr Vorschriften, Gängelung, Verbote.  Der Bundestag und die
Bundesregierung brauchen ein Korrektiv der Freiheit. Wir haben in dieser Legislaturperiode Familien entlastet, zwölf Milliarden Euro mehr in Bildung und
Forschung investiert, die Haushaltskonsolidierung vorangebracht, den Euro stabilisiert und Euro-Bonds, also eine unkontrollierte Vergemeinschaftung von
Schulden, verhindert sowie die Lohnzusatzkosten gesenkt und die Praxisgebühr abgeschafft. Die FDP macht erfolgreiche Politik für die Menschen.
Darüber sprechen wir in diesem Jahr. <br />Frage: Woher nehmen Sie die Zuversicht, dass nun alle Ihrem Beispiel folgen? <br />HOMBURGER: Ich
glaube, dass inzwischen jeder in der Partei den Schuss gehört hat. Sie können fest davon ausgehen, dass die FDP zukünftig geschlossen kämpft. Mit
Philipp Rösler als Vorsitzendem und Rainer Brüderle als Spitzenkandidat haben wir zwei Persönlichkeiten, die unterschiedliche Menschen ansprechen.
Eine hervorragende Lösung. <br />Frage: Niebel hatte Philipp Rösler im Vorfeld der Niedersachsen-Wahl heftig angegriffen. Beim Bundesparteitag im
März wird er wohl wieder für das Präsidium kandidieren. Wird ihm die Basis den gescheiterten Königsmord heimzahlen? <br />HOMBURGER: Wir
werden beim Parteitag unsere Aufstellung für die Bundestagswahl bestimmen. Dabei wird nicht die Vergangenheit, sondern die Aufstellung für die
Zukunft die entscheidende Rolle spielen. <br />Frage: Werden Sie wieder für den Vizeparteivorsitz kandidieren? <br />HOMBURGER: Ich werde den
Beratungen im Landesvorstand nicht vorgreifen. Dort entscheiden wir gemeinsam, wen wir beim Bundesparteitag ins Rennen schicken. <br />Frage: Die
FDP hat das Betreuungsgeld mit beschlossen - und plant nun, Wahlkampf dagegen zu machen. Verlässliche Politik sieht anders aus. <br
/>HOMBURGER: Das trifft nicht zu. <br />Frage: Die FDP hat zugestimmt und wettert jetzt dagegen. Trifft das nicht zu? <br />HOMBURGER: Die FDP
sah das Betreuungsgeld stets skeptisch. Daher haben wir entscheidende Änderungen durchgesetzt. Es gibt jetzt die Wahlmöglichkeit zwischen
Betreuungsgeld, Bildungssparen und einer besseren Altersvorsorge für Mütter. Das ist ein riesiger Fortschritt. Das Bildungssparen hat die FDP
durchgesetzt. Ein Fortschritt von vielen in der Bildungspolitik, weil für uns Zukunftschancen der jungen Generation im Vordergrund stehen. Wir haben
Akzente gesetzt. Das hat die SPD, die in der Großen Koalition das Betreuungsgeld ins Gesetz schrieb, seinerzeit nicht geschafft. Sie hatte einfach nur
das Unionsmodell abgenickt. Davon will sie heute nichts mehr wissen. <br />Frage: CDU-Gesundheitspolitiker Jens Spahn hat vorgeschlagen, Eltern an
den Behandlungskosten zu beteiligen, wenn ihre Kinder mit einer Alkoholvergiftung in die Klinik kommen. Ein guter Vorschlag? <br />HOMBURGER:
Erstens: Bei diesem Thema sind Präventionsstrategien wichtig. Zweitens: Wir brauchen eine gesellschaftliche Diskussion darüber, dass Eltern nicht nur
Rechte haben, sondern auch Pflichten. Im übrigen würde manches Problem schon dadurch vermieden, wenn die geltenden Bestimmungen des
Jugendschutzgesetzes konsequent durchgesetzt würden. <br />Frage: Wie wollen Sie die Eltern in die Verantwortung nehmen? <br />HOMBURGER:
Das Thema ist vielschichtig und lässt sich nicht in wenigen Sätzen abhandeln. Die Eltern müssen in die Präventionsstrategien eingebunden werden. Ich
persönlich bin der Meinung, dass eine Kostenbeteiligung ein Mosaiksteinchen in einer Gesamtstrategie sein könnte, um den Eltern ihre Verantwortung
bewusst zu machen. Ich würde es begrüßen, wenn die Krankenkassen die heute dazu schon bestehenden Möglichkeiten nutzen würden. <br />Frage:
Herr Kretschmann hat sich für ein generelles Alkoholverbot auf öffentlichen Plätzen stark gemacht. Was halten Sie davon? <br />HOMBURGER: Auch
hier gilt, Prävention geht vor Verbot. Denn ein Verbot würde die Probleme nur verlagern. Es gibt heute schon Handlungsmöglichkeiten. Ein generelles
Alkoholverbot auf öffentlichen Plätzen hält die FDP nicht für durchführbar. Wie wollen Sie denn legitimieren, dass auf demselben öffentlichen Platz im
Straßencafé Alkohol konsumiert werden darf, mitgebrachter Alkohol aber nicht? Das ist doch absurd. <br /><br />FDP Bundesgeschäftsstelle<br
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Eine Geschichte als Herausforderung.Der Liberalismus begann seinen historischen Weg als Philosophie der Freiheit und als politische Bewegung für die
Rechte des Einzelnen. Die Willkürherrschaft des Absolutismus stand im Widerspruch zur Idee einer freiheitlichen Gesellschaft. Mit dem Verfassungsstaat
hat der Liberalismus den Absolutismus überwunden. Als erste politische Bewegung hat der Liberalismus dem einzelnen Bürger, seiner menschlichen
Würde und seinen Menschenrechten der Freiheit und Gleichheit Vorrang vor der Macht des Staates eingeräumt. Schritt für Schritt verwirklichten Liberale
den modernen Verfassungsstaat mit individuellen Grundrechten, der freien Entfaltung der Persönlichkeit, dem Schutz von Minderheiten, der
Gewaltenteilung und der Rechtsbindung staatlicher Gewalt.Der Liberalismus hat als Freiheitsbewegung nicht nur für die Gleichheit vor dem Gesetz
gekämpft, sondern auch für Chancengleichheit in der Gesellschaft. Mit der Marktwirtschaft und ihrer sozialen Verpflichtung hat der Liberalismus neue
Chancen gegen Existenznot und konservative Erstarrung der gesellschaftlichen Strukturen eröffnet.Die liberale Verfassung unserer Bundesrepublik
Deutschland hat mehr demokratische Stabilität, mehr allgemeinen Wohlstand, mehr soziale Gerechtigkeit und Rechtsstaatlichkeit hervorgebracht, als
dies je zuvor in der Geschichte der Fall gewesen ist. Und dennoch ist die Idee der Freiheit den schleichenden Gefahren der Gewöhnung und
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Geringschätzung ausgesetzt. Weniger Teilhabe am demokratischen Staat, weniger Chancen für ein selbstbestimmtes Leben durch weniger Chancen auf
einen sicheren Arbeitsplatz, Entmündigungen durch kollektive Zwangssysteme und bevormundende Bürokratie sind neue Bedrohungen der Freiheit.
Liberale haben nach 1945 der Idee der Freiheit zum erneuten Durchbruch verholfen. Die FDP war stets der Motor für Reformen, wenn es um
Richtungsentscheidungen zugunsten der Freiheit ging. Nur durch die FDP konnte in den fünfziger Jahren die Soziale Marktwirtschaft gegen die
Sozialdemokraten und Teile der Christdemokraten durchgesetzt werden. Nur durch die FDP konnte sich in den siebziger Jahren mehr Bürgerfreiheit
gegen konservative Rechts- und Gesellschaftspolitik durchsetzen. Die Liberalen waren Vorreiter für die Demokratisierung und Liberalisierung der
Gesellschaft, gegen obrigkeits- staatliche Bevormundung und Engstirnigkeit. Unsere Politik der marktwirtschaftlichen Erneuerung in den achtziger Jahren
brachte neue Arbeitsplätze und mehr Wohlstand für mehr Bürger.Ein großer Teil des Widerstands gegen das sozialistische Staatswesen erwuchs aus der
Attraktivität des freiheitlich-liberalen Gesellschafts- und Wirtschaftssystems. Das in den europäischen Integrationsprozeß eingebettete, vereinte
Deutschland ist das freiheitlichste unserer Geschichte.


